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Erste Verordnung zur Änderung 

der Brandenburgischen Güteprüfungsverordnung


Vom 28. Juli 2008 

Auf Grund des § 10 Abs. 2 des Milch- und Fettgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 7842-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, der durch Artikel 13 Nr. 5 
des Gesetzes vom 2. August 1994 (BGBl. I S. 2018, 2026) ge­
ändert worden ist, und des § 1 der Verordnung zur Übertragung 
der Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen nach 
dem Milch- und Fettgesetz vom 5. Dezember 1992 (GVBl. II 
S. 764) verordnet der Minister für Ländliche Entwicklung, 
Umwelt und Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Die Brandenburgische Güteprüfungsverordnung vom 28. April 
1992 (GVBl. II S. 334) wird wie folgt geändert: 

1. Die §§ 2 und 5 werden aufgehoben. 

2. Die Anlage wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 

Die nach § 3 vorgeschriebenen Untersuchungen erstre­
cken sich auf folgende Erzeugnisgruppen: 

1. Konsummilch 
2. Butter 
3. Labkäse 
4. Frischkäse und Frischkäsezubereitungen 
5. Sauermilchkäse 
6. Kochkäse 
7. Sauermilcherzeugnisse 
8. Joghurterzeugnisse 
9. Kefirerzeugnisse 
10. Buttermilch und Buttermilcherzeugnisse 
11. Sahneerzeugnisse 
12. gezuckerte Kondensmilcherzeugnisse 
13. ungezuckerte Kondensmilcherzeugnisse 
14. Trockenmilcherzeugnisse 
15. Molkenerzeugnisse 
16. Milchmischerzeugnisse 
17. Molkenmischerzeugnisse“. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 28. Juli 2008 

Der Minister für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Verbraucherschutz


In Vertretung

Dietmar Schulze


Verordnung über das Naturschutzgebiet 
„Dahmetal bei Briesen“ 

Vom 30. Juli 2008 

Auf Grund des § 21 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 und 2 und 
§ 26b des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 26. Mai 2004 (GVBl. I S. 350) 
verordnet der Minister für Ländliche Entwicklung, Umwelt 
und Verbraucherschutz: 

§ 1 
Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichnete Fläche im Landkreis Dahme-
Spreewald wird als Naturschutzgebiet festgesetzt. Das Natur­
schutzgebiet trägt die Bezeichnung „Dahmetal bei Briesen“. 

§ 2 
Schutzgegenstand 

(1) Das Naturschutzgebiet hat eine Größe von rund 424 Hektar. 
Es umfasst drei Teilflächen in folgenden Fluren: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Halbe Briesen 1, 2; 
Freidorf 2 bis 9; 
Oderin 1; 

Rietz-Neuendorf-Staakow Staakow 1, 5, 6. 

Eine Kartenskizze zur Orientierung über die Lage des Natur­
schutzgebietes ist dieser Verordnung als Anlage 1 beigefügt. 
Darüber hinaus ist dieser Verordnung zur Orientierung über die 
betroffenen Grundstücke eine Flurstücksliste als Anlage 2 bei­
gefügt. 

(2) Die Grenze des Naturschutzgebietes ist in den in Anlage 3 
dieser Verordnung aufgeführten Karten mit ununterbrochener 
roter Linie eingezeichnet; als Grenze gilt der innere Rand die­
ser Linie. Die in Anlage 3 Nr. 1 aufgeführten zwei topografi­
schen Karten im Maßstab 1 : 10 000 ermöglichen die Veror­
tung im Gelände. Maßgeblich für den Grenzverlauf ist die 
Einzeichnung in den in Anlage 3 Nr. 2 mit den Blattnummern 1 
bis 11 aufgeführten Liegenschaftskarten. 

(3) Die Verordnung mit Karten kann beim Ministerium für 
Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des 
Landes Brandenburg, oberste Naturschutzbehörde, in Potsdam 
sowie beim Landkreis Dahme-Spreewald, untere Naturschutz­
behörde, von jedermann während der Dienstzeiten kostenlos 
eingesehen werden. 

§ 3 
Schutzzweck 

(1) Schutzzweck des Naturschutzgebietes ist 
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1.	 die Erhaltung und Entwicklung der Dahme mit ihren 
Mäandern und Altarmen als naturnahes Fließgewässer in 
Südostbrandenburg sowie des durch Niederungen im 
Wechsel mit Hügelbildungen geprägten Dahmetals; 

2.	 die Erhaltung und Entwicklung der Lebensräume wild 
lebender Pflanzengesellschaften, insbesondere der Wasser­
pflanzengesellschaften, Röhrichte und Staudenfluren, der 
Quellfluren, reichen Feuchtwiesen, der kleinräumigen 
Trockenrasen, Erlenbrüche, Eichenmisch- und Eichen-
Hainbuchenwälder sowie des Schmolluchs mit seinen Torf­
moosmooren und Moorgehölzen; 

3.	 die Erhaltung und Entwicklung der Lebensräume wild 
lebender Pflanzenarten, darunter im Sinne von § 10 Abs. 2 
Nr. 10 des Bundesnaturschutzgesetzes besonders geschütz­
te Arten, insbesondere Fieberklee (Menyanthes trifoliata), 
Knabenkräuter (Dactylorhiza sp.), Wiesen-Knöterich 
(Polygonum bistorta), Rundblättriger Sonnentau (Drosera 
rotundifolia), Sumpf-Porst (Ledum palustre), Weißes 
Schnabelried (Rhynchospora alba), Leberblümchen (Hepa­
tica nobilis) und Einbeere (Paris quadrifolia); 

4.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes als Lebens­
und Rückzugsraum sowie potenzielles Wiederausbreitungs­
zentrum wild lebender Tierarten, insbesondere der Vögel, 
Libellen, Fische und Weichtiere, darunter im Sinne von 
§ 10 Abs. 2 Nr. 10 und 11 des Bundesnaturschutzgesetzes 
besonders und streng geschützte Arten, insbesondere Eis­
vogel (Alcedo atthis), Gebirgsstelze (Motacilla cinerea), 
Hohltaube (Columba oenas), Mittelspecht (Dendrocopos 
medius), Turteltaube (Streptopelia turtur), Wiesenpieper 
(Anthus pratensis), Schellente (Bucephala clangula), Kra­
nich (Grus grus), Bekassine (Gallinago gallinago), Braun­
kehlchen (Saxicola torquata), Keilflecklibelle (Aeshna 
isosceles), Gemeine Keiljungfer (Gomphus vulgatissimus) 
und Kleiner Blaupfeil (Orthretrum coerulescens), Schmer­
le (Neomacheilus barbatulus) und Quappe (Lota lota) so­
wie Gemeine Kahnschnecke (Theodoxus fluviatilis), Gro­
ße Erbsenmuschel (Pisidium amnicum) und Flusskugel­
muschel (Sphaerium rivicola); 

5.	 die Erhaltung des Dahmetals mit seinem Flusslauf, Ver­
moorungen, Sedimentablagerungen und Erosionsbildun­
gen als Zeugnisse der eiszeitlichen und nacheiszeitlichen 
Landschaftsentwicklung aus erdgeschichtlichen Gründen; 

6.	 die Erhaltung des Gebietes aus wissenschaftlichen Grün­
den, insbesondere zur Beobachtung und Erforschung der 
naturnahen Entwicklung von Fließgewässersystemen; 

7.	 die Erhaltung und Förderung der regional bedeutsamen Vor­
kommen der autochthonen Rotbuchenbestände (Fagus 
sylvatica) an den Dahmehängen einschließlich der Tot- und 
Altbaumbestände sowie der charakteristischen Baumarten­
verteilung aus Stiel- und Traubeneichen, Hainbuchen und 
Buchen; 

8.	 die Erhaltung der strukturreichen Talniederung des Dah­
mefließes sowie der angrenzenden, naturnah bewaldeten 

Hangbereiche und eingelagerten Hügel wegen ihrer Viel­
falt, besonderen Eigenart und hervorragenden Schönheit; 

9.	 die Erhaltung und Entwicklung des Gebietes, insbesondere 
des Dahmefließes, als wesentlichen Teil des überregionalen 
Biotopverbundes zwischen den Fließgewässern des Flä­
mings sowie des Niederlausitzer Landrückens im Süden 
und des Dahme-Seengebietes im Norden. 

(2) Die Unterschutzstellung dient der Erhaltung und Entwick­
lung des Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung „Dahme­
tal“ (§ 2a Abs. 1 Nr. 8 des Brandenburgischen Naturschutz­
gesetzes) mit seinen Vorkommen von 

1.	 Flüssen der planaren bis montanen Stufe mit Vegetation 
des Ranunculion fluitantis und des Callitricho-Batrachion, 
feuchten Hochstaudenfluren der planaren Stufe, mageren 
Flachland-Mähwiesen (Alopecurus pratensis, Sanguisorba 
officinalis); Übergangs- und Schwingrasenmooren, subat­
lantischem oder mitteleuropäischem Stieleichenwald oder 
Hainbuchenwald (Carpinion betuli-Stellario-Carpinetum) 
als Biotope von gemeinschaftlichem Interesse („natür­
liche Lebensraumtypen“ im Sinne des Anhangs I der 
Richtlinie 92/43/EWG); 

2.	 Moorwäldern und Erlen-Eschenwäldern an Fließgewäs­
sern (Alnion glutinoso-incanae) als prioritäre Biotope 
(„prioritäre Lebensraumtypen“ im Sinne des Anhangs I der 
Richtlinie 92/43/EWG); 

3.	 Fischotter (Lutra lutra), Biber (Castor fiber), Kamm-Molch 
(Triturus cristatus), Bach-Neunauge (Lampetra planeri), 
Hirschkäfer (Lucanus cervus), Eichenbock (Cerambyx 
cerdo) und Grüne Keiljungfer (Ophiogomphus cecilia) als 
Tierarten von gemeinschaftlichem Interesse (im Sinne 
des Anhangs II der Richtlinie 92/43/EWG), einschließlich 
ihrer für Fortpflanzung, Ernährung, Wanderung und Über­
winterung wichtigen Lebensräume. 

§ 4 
Verbote 

(1) Vorbehaltlich der nach § 5 zulässigen Handlungen sind in 
dem Naturschutzgebiet gemäß § 21 Abs. 2 Satz 1 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes alle Handlungen verboten, die 
das Gebiet, seinen Naturhaushalt oder einzelne seiner Bestand­
teile zerstören, beschädigen, verändern oder nachhaltig stören 
können. 

(2) Es ist insbesondere verboten: 

1.	 bauliche Anlagen zu errichten oder wesentlich zu verän­
dern, auch wenn dies keiner öffentlich-rechtlichen Zulas­
sung bedarf; 

2.	 Straßen, Wege, Plätze oder sonstige Verkehrseinrichtungen 
sowie Leitungen anzulegen, zu verlegen oder zu verändern; 

3.	 Plakate, Werbeanlagen, Bild- oder Schrifttafeln aufzustel­
len oder anzubringen; 
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4.	 Buden, Verkaufsstände, Verkaufswagen oder Warenauto- wicklungsformen, Nist-, Brut-, Wohn- oder Zufluchtsstät­
maten aufzustellen;	 ten der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zer­

stören; 
5.	 die Bodengestalt zu verändern, Böden zu verfestigen, zu 

versiegeln oder zu verunreinigen;	 22. wild lebende Pflanzen oder ihre Teile oder Entwicklungs­
formen abzuschneiden, abzupflücken, aus- oder abzurei­

6.	 die Art oder den Umfang der bisherigen Grundstücksnut- ßen, auszugraben, zu beschädigen oder zu vernichten; 
zung zu ändern; 

23. Pflanzenschutzmittel jeder Art anzuwenden; 
7.	 zu lagern, zu zelten, Wohnwagen aufzustellen, Feuer zu 

verursachen oder eine Brandgefahr herbeizuführen;	 24. Wiesen, Weiden oder sonstiges Grünland umzubrechen 
oder neu anzusäen. 

8.	 die Ruhe der Natur durch Lärm zu stören; 

9.	 das Gebiet außerhalb der Wege zu betreten; § 5 
Zulässige Handlungen 

10. außerhalb der dem öffentlichen Verkehr gewidmeten Stra­
ßen und Wege sowie außerhalb von Wegen, die von zwei- (1) Ausgenommen von den Verboten des § 4 bleiben folgende 
oder mehrspurigen Fahrzeugen befahren werden können, Handlungen: 
und außerhalb der Waldbrandwundstreifen zu reiten; 

1.	 die den in § 1b Abs. 4 des Brandenburgischen Naturschutz­
11. mit nicht motorisierten Fahrzeugen außerhalb der Wege so-	 gesetzes genannten Anforderungen und Grundsätzen der 

wie mit Kraftfahrzeugen außerhalb der dem öffentlichen guten fachlichen Praxis entsprechende landwirtschaftliche 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege zu fahren oder Bodennutzung in der bisherigen Art und im bisherigen 
Fahrzeuge dort abzustellen, zu warten oder zu pflegen. Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür genutzten Flä-
Hinsichtlich des Fahrens mit bespannten Fahrzeugen gelten chen mit der Maßgabe, dass 
darüber hinaus die Regelungen des Brandenburgischen 
Naturschutzgesetzes und des Waldgesetzes des Landes a) Grünland als Wiese oder Weide genutzt wird und die 
Brandenburg; jährliche Zufuhr an Pflanzennährstoffen über Dünge­

mittel inklusive der Exkremente von Weidetieren je 
12. zu baden;	 Hektar Grünland die Menge nicht überschreitet, die 

dem Nährstoffäquivalent des Dunganfalls von 1,4 
13. Wasserfahrzeuge aller Art sowie Luftmatratzen zu benut-	 Großvieheinheiten (GVE) entspricht, ohne chemisch­

zen;	 synthetische Stickstoffdüngemittel und Sekundärroh­
stoffdünger wie Schmutzwasser, Klärschlamm und 

14. Modellsport oder ferngesteuerte Modelle zu betreiben oder	 Bioabfälle einzusetzen; darüber hinaus sind die in der 
feste Einrichtungen dafür bereitzuhalten; 	 topografischen Karte und in der Liegenschaftskarte 

eingezeichneten Flächen in der Gemarkung Freidorf, 
15. Hunde frei laufen zu lassen;	 Flur 7, Flurstücke 19, 21, 22 und 95 ausschließlich als 

Wiese zu nutzen, 
16. Entwässerungsmaßnahmen über den bisherigen Umfang 

hinaus durchzuführen, Gewässer jeder Art entgegen dem b) bei Beweidung Gehölze in geeigneter Weise gegen Ver-
Schutzzweck zu verändern oder in anderer Weise den Was- biss und sonstige Beschädigungen sowie Ränder von 
serhaushalt des Gebietes zu beeinträchtigen; Gewässern wirksam gegen Trittschäden von weidenden 

Nutztieren geschützt werden, 
17. Düngemittel einschließlich Wirtschaftsdünger (zum Bei­

spiel Gülle) und Sekundärrohstoffdünger (zum Beispiel c) auf Grünland § 4 Abs. 2 Nr. 23 und 24 gilt; 
Abwasser, Klärschlamm und Bioabfälle) zum Zwecke der 
Düngung sowie Abwasser zu sonstigen Zwecken zu lagern, 2. die den in § 1b Abs. 5 des Brandenburgischen Naturschutz­
auf- oder auszubringen oder einzuleiten; gesetzes genannten Anforderungen entsprechende forst­

wirtschaftliche Bodennutzung in der bisherigen Art und im 
18. sonstige Abfälle im Sinne des Kreislaufwirtschafts- und	 bisherigen Umfang auf den bisher rechtmäßig dafür ge-

Abfallgesetzes oder sonstige Materialien zu lagern oder sie nutzten Flächen mit der Maßgabe, dass 
zu entsorgen; 

a)	 nur Arten der potenziell natürlichen Vegetation einge­
19. Tiere zu füttern oder Futter bereitzustellen;	 bracht werden dürfen, wobei nur heimische Baumarten 

unter Ausschluss eingebürgerter Arten zu verwenden 
20. Tiere auszusetzen oder Pflanzen anzusiedeln;	 sind. Nebenbaumarten dürfen dabei nicht als Haupt­

baumarten eingesetzt werden, 
21. wild lebenden Tieren nachzustellen, sie mutwillig zu beun­

ruhigen, zu fangen, zu verletzen, zu töten oder ihre Ent­
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b)	 Holzerntemaßnahmen, die den Holzvorrat auf einer zu­
sammenhängenden Fläche auf weniger als 40 Prozent 
des üblichen Vorrats reduzieren, nur bis zu einer Größe 
von 0,5 Hektar zulässig sind, 

c)	 naturnahe Laub- oder Mischwaldbestände einzel­
stammweise und dauerwaldartig bewirtschaftet wer­
den, 

d)	 je Hektar mindestens fünf Stück stehendes Totholz mit 
mehr als 30 Zentimeter Durchmesser in 1,30 Meter 
Höhe über dem Stammfuß nicht gefällt wird und lie­
gendes Totholz (ganze Bäume mit 65 Zentimeter 
Durchmesser am stärksten Ende) an Ort und Stelle ver­
bleibt, 

e)	 das Befahren des Waldes nur auf Waldwegen und 
Rückegassen erfolgt und die Steilhanglagen am Dahme­
tal und Dahmefließ nicht befahren werden, 

f)	 Bäume mit Horsten und Höhlen nicht gefällt werden, 

g)	 auf den in der topografischen Karte und in der Liegen­
schaftskarte eingezeichneten Zwischenmoor- und Moor­
waldflächen des Schmolluchs keine forstwirtschaft-
lichen Maßnahmen durchgeführt werden, 

h)	 § 4 Abs. 2 Nr. 17 und 23 gilt; 

3.	 die den in § 1b Abs. 6 des Brandenburgischen Naturschutz­
gesetzes genannten Anforderungen in Verbindung mit dem 
Fischereigesetz für das Land Brandenburg entsprechende 
fischereiwirtschaftliche Flächennutzung in der bisherigen 
Art und im bisherigen Umfang auf den bisher rechtmäßig 
dafür genutzten Flächen mit der Maßgabe, dass 

a)	 bei Fischbesatz ausschließlich Bachforelle und Äsche 
eingebracht werden, 

b)	 Fanggeräte und Fangmittel so einzusetzen oder auszu­
statten sind, dass ein Einschwimmen und eine Gefähr­
dung des Fischotters weitgehend ausgeschlossen sind, 

c)	 § 4 Abs. 2 Nr. 19 gilt; 

4.	 die rechtmäßige Ausübung der Salmoniden-Angelfischerei 
an der Dahme mit der Maßgabe, dass 

a)	 zur Gewährleistung störungsfreier Ufer- und Fließ­
gewässerabschnitte die Angelstrecken zwischen dem 
Fischereiausübungsberechtigten und der unteren Natur­
schutzbehörde einvernehmlich festgelegt werden, 

b)	 die Angelfischerei nur vom Ufer aus erfolgt, 

c)	 die Verwendung natürlicher Köder verboten ist, 

d)	 § 4 Abs. 2 Nr. 13 gilt; 

5.	 für den Bereich der Jagd: 

a)	 die rechtmäßige Ausübung der Jagd mit der Maßgabe, 
dass 

aa) die Fallenjagd mit Lebendfallen erfolgt und bis zu 
einem Abstand von 300 Metern zum Gewässerufer 
der Dahme verboten ist, 

bb) keine Baujagd in einem Abstand von bis zu 100 
Metern zum Gewässerufer der Dahme vorgenom­
men wird, 

b)	 die Errichtung ortsunveränderlicher jagdlicher Einrich­
tungen zur Ansitzjagd mit Zustimmung der unteren 
Naturschutzbehörde. Die Zustimmung ist zu erteilen, 
wenn der Schutzzweck nicht beeinträchtigt wird, 

c)	 das Aufstellen transportabler und mobiler Ansitzein­
richtungen, 

d)	 die Anlage von Kirrungen außerhalb gesetzlich ge­
schützter Biotope. 

Im Übrigen bleiben Wildfütterungen und die Anlage von 
Ansaatwildwiesen und Wildäckern unzulässig; 

6.	 das nichtgewerbliche Sammeln von Pilzen und Wildfrüch­
ten nach dem 30. Juni eines jeden Jahres; 

7.	 die Nutzung der Gärten auf den Flurstücken 159 und 162 
in der Gemarkung Freidorf, Flur 7, in der bisherigen Form 
und im bisherigen Umfang; 

8.	 die im Sinne des § 10 des Brandenburgischen Straßen­
gesetzes ordnungsgemäße Unterhaltung der dem öffentlichen 
Verkehr gewidmeten Straßen und Wege sowie die ord­
nungsgemäße Unterhaltung sonstiger rechtmäßig bestehen­
der Anlagen, sofern sie nicht unter die Nummer 10 fallen, 
jeweils im Einvernehmen mit der unteren Naturschutz­
behörde; 

9. 	 die im Sinne des § 28 des Wasserhaushaltsgesetzes und des 
§ 78 des Brandenburgischen Wassergesetzes ordnungsge­
mäße Unterhaltung der Gewässer, die den in § 3 aufgeführ­
ten Schutzgütern nicht entgegensteht; 

10. der Betrieb von Anlagen für die öffentliche Wasserversor­
gung, von Abwasseranlagen, von Messanlagen (Pegel-, Ab­
fluss- und andere Messstellen) und sonstiger wasserwirt­
schaftlicher Anlagen. Die ordnungsgemäße Unterhaltung 
dieser Anlagen bleibt im Einvernehmen mit der unteren 
Naturschutzbehörde zulässig. Dies kann durch Abstim­
mung eines Unterhaltungsplans erteilt werden; 

11. die sonstigen bei Inkrafttreten dieser Verordnung auf Grund 
behördlicher Einzelfallentscheidung rechtmäßig ausge­
übten Nutzungen und Befugnisse in der bisherigen Art und 
im bisherigen Umfang; 
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12. Maßnahmen zur Untersuchung von altlastverdächtigen 
Flächen und Verdachtsflächen sowie Maßnahmen der 
Altlastensanierung und der Sanierung schädlicher Boden­
veränderungen gemäß Bundes-Bodenschutzgesetz sowie 
Maßnahmen der Munitionsräumung im Einvernehmen mit 
der unteren Naturschutzbehörde; 

13. Schutz-, Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungs­
maßnahmen, die von der unteren Naturschutzbehörde zu­
gelassen oder angeordnet worden sind; 

14. behördliche sowie behördlich angeordnete oder zugelasse­
ne Beschilderungen, soweit sie auf den Schutzzweck des 
Gebietes hinweisen oder als hoheitliche Kennzeichnungen, 
Orts- oder Verkehrshinweise, Wegemarkierungen oder 
Warntafeln dienen. Darüber hinaus sind nichtamtliche Hin­
weisschilder zum Fremdenverkehr im Sinne der Richtlinie 
des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung zur 
Aufstellung nichtamtlicher Hinweiszeichen an Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen im Land Brandenburg (Hinweis-
Z.Ri) vom 24. Juli 2007 (ABl. S. 1734) an Straßen und 
Wegen freigestellt; 

15. Maßnahmen, die der Abwehr einer unmittelbar drohenden 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung dienen. 
Die untere Naturschutzbehörde ist über die getroffenen 
Maßnahmen unverzüglich zu unterrichten. Sie kann nach­
träglich ergänzende Anordnungen zur Vereinbarkeit mit 
dem Schutzzweck treffen. 

(2) Die in § 4 für das Betreten und Befahren des Naturschutz­
gebietes enthaltenen Einschränkungen gelten nicht für die 
Dienstkräfte der Naturschutzbehörden, die zuständigen Natur­
schutzhelfer und sonstige von den Naturschutzbehörden beauf­
tragte Personen sowie für Dienstkräfte und beauftragte Perso­
nen anderer zuständiger Behörden und Einrichtungen, soweit 
diese in Wahrnehmung ihrer gesetzlichen Aufgaben handeln. 
Sie gelten unbeschadet anderer Regelungen weiterhin nicht für 
Eigentümer zur Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung 
des Bestandes und der zulässigen Nutzung des Eigentums so­
wie für das Betreten und Befahren, soweit dies zur Ausübung 
der nach Absatz 1 zulässigen Handlungen erforderlich ist. Das 
Gestattungserfordernis nach § 16 Abs. 2 des Waldgesetzes des 
Landes Brandenburg bleibt unberührt. 

§ 6 
Pflege-, Entwicklungs- und


Wiederherstellungsmaßnahmen


Folgende Pflege-, Entwicklungs- und Wiederherstellungsmaß­
nahmen werden als Zielvorgabe benannt: 

1.	 die Wasserrückhaltung soll insbesondere zum Schutz der 
Moorböden und Feuchtgrünländer und zur Verminderung 
der Moordegradierung verbessert werden; 

2.	 im Bereich der Ackerflächen soll beidseitig der Dahme ein 
ausreichend breiter, extensiv genutzter Grünlandstreifen 

zur Förderung einer naturnahen Biotopausbildung sowie 
als Pufferzone eingerichtet werden; 

3.	 die Wiederherstellung der biologischen Durchgängigkeit 
für Fließgewässerorganismen soll zum Beispiel durch 
Ersatz von Querbauwerken durch Sohlgleiten gefördert 
werden; 

4.	 die Entwicklung von Randstreifen an Gräben sowie von 
strukturreichen Waldrändern und Säumen soll gefördert 
werden; 

5.	 Obstbaumpflanzungen sowie Kopfweidenreihen sollen an 
geeigneten Standorten, insbesondere auf ausgeräumten 
Grünlandflächen, entwickelt werden; 

6.	 die Forstreinbestände sowie Waldbestockungen mit nicht 
standortheimischen Baumarten sollen zu naturnahen, stand­
ortgerechten Wäldern entwickelt werden; der Naturver­
jüngung mit heimischen Arten soll gegenüber Pflanzungen 
Vorrang eingeräumt werden. 

§ 7 
Befreiungen 

Von den Verboten dieser Verordnung kann die zuständige 
Naturschutzbehörde auf Antrag gemäß § 72 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes Befreiung gewähren. 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 2 Nr. 2 des Bran­
denburgischen Naturschutzgesetzes handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig den Verboten des § 4 oder den Maßgaben des 
§ 5 zuwiderhandelt. 

(2) Ordnungswidrigkeiten nach Absatz 1 können gemäß § 74 
des Brandenburgischen Naturschutzgesetzes mit einer Geld­
buße bis zu 50 000 (in Worten: fünfzigtausend) Euro geahndet 
werden. 

§ 9 
Duldungspflicht, Verhältnis 


zu anderen naturschutzrechtlichen Bestimmungen


(1) Die Duldung von Maßnahmen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, die zur Ausführung der in dieser Verord­
nung festgelegten Schutz-, Pflege-, Entwicklungs- und Wieder­
herstellungsmaßnahmen und zur Verwirklichung des Schutz­
zwecks erforderlich sind, richtet sich nach § 68 des Branden­
burgischen Naturschutzgesetzes. 

(2) Die Vorschriften dieser Verordnung gehen anderen natur­
schutzrechtlichen Schutzgebietsausweisungen im Bereich des 
in § 2 genannten Gebietes vor. 
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(3) Soweit diese Verordnung keine weiter gehenden Vorschrif­
ten enthält, bleiben die Regelungen über gesetzlich geschützte 
Teile von Natur und Landschaft (§§ 31 bis 35 des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) und über den Schutz und die 
Pflege wild lebender Tier- und Pflanzenarten (§§ 39 bis 55 des 
Bundesnaturschutzgesetzes, §§ 37 bis 43a des Brandenbur­
gischen Naturschutzgesetzes) unberührt. 

§ 10 
Geltendmachen von Rechtsmängeln 

Eine Verletzung der in § 28 des Brandenburgischen Natur­
schutzgesetzes genannten Verfahrens- und Formvorschriften 
kann gegen diese Verordnung nur innerhalb eines Jahres nach 
ihrem Inkrafttreten schriftlich unter Angabe der verletzten 
Rechtsvorschrift und des Sachverhalts, der die Verletzung be­
gründen soll, gegenüber dem Ministerium für Ländliche Ent­
wicklung, Umwelt und Verbraucherschutz geltend gemacht 
werden. Das Gleiche gilt für Mängel bei der Beschreibung des 
Schutzzwecks sowie für Mängel bei der Prüfung der Erforder­
lichkeit der Unterschutzstellung einzelner Flächen. Mängel im 
Abwägungsvorgang sind nur dann beachtlich, wenn sie offen­
sichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Einfluss gewe­
sen sind und die Mängel in der Abwägung innerhalb von vier 

Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung unter den in Satz 1 
genannten Voraussetzungen geltend gemacht worden sind. 

§ 11 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) § 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a und c tritt am 1. Juli 2009 in 
Kraft. Im Übrigen tritt diese Verordnung am Tage nach der Ver­
kündung in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt für den Geltungsbereich dieser Verord­
nung die Verordnung über das Naturschutzgebiet „Mahnigsee-
Dahmetal“ vom 6. Januar 1998 (GVBl. II S. 94) außer Kraft. 

Potsdam, den 30. Juli 2008 

Der Minister für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Verbraucherschutz


In Vertretung

Dietmar Schulze




324 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 20 vom 29. August 2008 



Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II – Nr. 20 vom 29. August 2008 325 

Anlage 2 
(zu § 2 Abs. 1) 

Flurstücksliste zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Dahmetal bei Briesen“ 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: Flurstücke: 

Halbe Briesen 1 84 teilweise, 85 teilweise, 86 bis 98, 99/6, 99/7, 99/8, 99/9, 99/10, 99/11, 99/12, 
99/13, 100/1, 100/2, 100/3, 101, 102/1, 102/2, 103 bis 110, 112 teilweise, 113 teil­
weise, 129 teilweise, 137 teilweise, 142 bis 144, 145/1, 145/2, 145/3, 146 bis 160, 
161/1, 161/2, 162/1, 162/2, 163 bis 180, 181/1, 181/2 teilweise, 182 bis 201; 

Halbe Briesen 2 301 bis 305; 

Halbe Freidorf 2 3 bis 6, 8 teilweise, 13/3, 13/4, 13/5, 13/6, 13/7 teilweise, 14 teilweise, 25 teil­
weise, 26 teilweise, 28/4 teilweise, 29; 

Halbe Freidorf 3 125 teilweise, 139 bis 153, 154 teilweise; 

Halbe Freidorf 4 35 teilweise, 61 teilweise, 69/1, 69/2 teilweise, 70 bis 72, 75 bis 96; 

Halbe Freidorf 5 67 teilweise, 72, 73 teilweise, 74 bis 76; 

Halbe Freidorf 6 19, 21 bis 41, 42 teilweise, 43 teilweise, 52 bis 93; 

Halbe Freidorf 7 1 bis 15, 16 teilweise, 17 bis 22, 89 teilweise, 90 teilweise, 91 teilweise, 94 teil­
weise, 95, 96 teilweise, 97 bis 116, 145 bis 159, 161, 162 teilweise, 216 bis 218, 
238; 

Halbe Freidorf 8 16 teilweise, 17 teilweise, 18 teilweise, 19 teilweise, 20 teilweise, 21 teilweise, 22, 
23 bis 52, 53/1, 54/1, 55/1, 56/1, 56/2, 56/3, 57/1, 57/2, 58/1, 59, 60; 

Halbe Freidorf 9 1 bis 16, 18/1, 19/1, 20/1, 22/1, 23/1, 26/1, 27 bis 30, 31/1, 31/2, 32 bis 41, 43/1, 
43/2, 44/1; 

Halbe Oderin 1 201 teilweise, 206, 207, 208/1, 208/2, 209 bis 247, 279 bis 290, 291 teilweise, 
292, 293, 294 teilweise, 295 teilweise, 296 teilweise, 297 teilweise, 298 teilweise, 
299 teilweise, 300 teilweise, 301 teilweise, 307 teilweise; 

Rietz-Neuen­
dorf-Staakow 

Staakow 1 7/4 teilweise, 8; 

Rietz-Neuen­
dorf-Staakow 

Staakow 5 1 bis 5, 8/1, 9 bis 15, 16/2, 16/3, 17/3, 18 teilweise, 19, 22/2, 53/11 teilweise, 
108 teilweise, 110/1, 110/2, 111 bis 120, 121/1, 123 bis 136, 138/1, 139 bis 147; 

Rietz-Neuen­
dorf-Staakow 

Staakow 6 1 bis 34, 36/1, 38, 39/1, 40 bis 49, 50/1, 51 bis 53, 55, 56/1, 57/1, 57/2, 57/3, 
58 bis 62, 63/1, 63/2, 64 bis 67. 
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Anlage 3 
(zu § 2 Abs. 2) 

1. Topografische Karten Maßstab 1 : 10 000 

Titel: Topografische Karte zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Dahmetal bei Briesen“ 

Blatt-Nr. Unterzeichnung 

1 unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und 
Verbraucherschutz (MLUV), am 21. Juli 2008 

2 unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

2. Liegenschaftskarten im Maßstab 1 : 2 500 

Titel: Liegenschaftskarte zur Verordnung über das Naturschutzgebiet „Dahmetal bei Briesen“ 

Blatt-Nr. Gemarkung Flur Unterzeichnung 

1 Freidorf 2 unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

2 Freidorf 2 unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

3 Freidorf 
Oderin 

3, 4 
1 

unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

4 Freidorf 
Oderin 

4 
1 

unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

5 Freidorf 2, 5, 6, 7 unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

6 Briesen 
Freidorf 

Oderin 

1 
2, 3, 4, 
6, 7, 8 
1 

unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

7 Oderin 1 unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

8 Briesen 
Freidorf 
Staakow 

1 
2, 9 
1, 6 

unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

9 Briesen 
Freidorf 
Staakow 

1, 2 
2, 8, 9 
1, 5, 6 

unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

10 Staakow 1, 5, 6 unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 

11 Briesen 
Staakow 

2 
1, 5, 6 

unterzeichnet von der Siegelverwahrerin, Siegelnummer 7 des MLUV, am 21. Juli 2008 
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Berichtigung der Verordnung 

über die Festsetzung von Naturschutzgebieten 


und einem Landschaftsschutzgebiet 

von zentraler Bedeutung mit der Gesamtbezeichnung


Biosphärenreservat Schorfheide-Chorin


Die Verordnung über die Festsetzung von Naturschutzgebieten 
und einem Landschaftsschutzgebiet von zentraler Bedeutung 
mit der Gesamtbezeichnung Biosphärenreservat Schorfheide-
Chorin vom 12. September 1990 (GBl. SDr. Nr. 1472) ist wie 
folgt zu berichtigen: 

1. 	 In § 7 Abs. 2 Nr. 2 ist die Angabe „9 – 12“ durch die An­
gabe „10 – 13“ zu ersetzen. 

2. 	 In § 7 Abs. 2 Nr. 3 ist die Angabe „13, 14, 15“ durch die 
Angabe „14 – 16“ zu ersetzen. 

Potsdam, den 6. August 2008 

Der Minister für Ländliche Entwicklung,

Umwelt und Verbraucherschutz


In Vertretung

Dietmar Schulze


Verordnung über die Übertragung des Rechts 
zur Berufung der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer an der Universität Potsdam 

Vom 12. August 2008 

Auf Grund des § 39 Abs. 5 Satz 2 des Brandenburgischen 
Hochschulgesetzes, der durch Artikel 1 Nr. 4 Buchstabe e des 
Gesetzes vom 11. Mai 2007 (GVBl. I S. 94) eingefügt worden 
ist, verordnet die Ministerin für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur: 

§ 1 
Übertragung des Berufungsrechts 

Der Universität Potsdam wird das Recht zur Berufung der 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer übertragen. 

§ 2 
Übergangsvorschrift 

(1) Für laufende Berufungsverfahren wird das Berufungsrecht 
übertragen, soweit vor Inkrafttreten dieser Verordnung bei dem 
für die Hochschulen zuständigen Mitglied der Landesregierung 
kein Berufungsvorschlag eingereicht worden ist. 

(2) Soweit ein Berufungsvorschlag vor Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung bei dem für die Hochschulen zuständigen Mitglied der 
Landesregierung eingereicht worden ist, kann das für die Hoch­
schulen zuständige Mitglied der Landesregierung das Beru­
fungsrecht im Einzelfall übertragen. 

§ 3 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 12. August 2008 

Die Ministerin für Wissenschaft,

Forschung und Kultur


Prof. Dr. Johanna Wanka


Verordnung 

über die beamtenrechtlichen Zuständigkeiten


im Geschäftsbereich des Ministeriums der Finanzen

(Beamtenzuständigkeitsverordnung MdF –


BZVMdF)


Vom 15. August 2008 

Auf Grund des § 14 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 4 Abs. 4 
des Landesbeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 8. Oktober 1999 (GVBl. I S. 446) in Verbindung 
mit § 1 Abs. 3 Satz 1 der Ernennungsverordnung vom 1. Au­
gust 2004 (GVBl. II S. 742) und auf Grund des § 9 Abs. 1 Satz 1 
und des § 13 Abs. 1 Satz 3 des Landesorganisationsgesetzes 
vom 24. Mai 2004 (GVBl. I S. 186) in Verbindung mit 

1.	 § 27 Abs. 1 Satz 4, § 30 Satz 2, § 31 Abs. 5 Satz 2, § 36 
Abs. 3 Satz 2, § 37 Satz 3, § 46 Abs. 4, § 127 Satz 2 des 
Landesbeamtengesetzes, von denen § 127 Satz 2 durch Ar­
tikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2004 (GVBl. I S. 59, 63) 
geändert worden ist, 

2.	 § 12 Abs. 2 Satz 3 und § 66 Abs. 1 des Bundesbesoldungs­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Au­
gust 2002 (BGBl. I S. 3020), 

3.	 § 8 Satz 1 des Bundesreisekostengesetzes vom 26. Mai 
2005 (BGBl. I S. 1418, 1419) in Verbindung mit § 54 des 
Landesbeamtengesetzes, der zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 22. Juni 2005 (GVBl. I S. 214) geändert 
worden ist, 

4.	 § 4 Abs. 1 Satz 1, § 11 Abs. 5, § 15 Abs. 2 Satz 3, § 18 Abs. 4 
Satz 6, § 34 Abs. 1 Satz 2, § 35 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 2, 
Abs. 3 Satz 4, § 38 Abs. 2 Satz 1, § 42 Abs. 3 und § 47 Abs. 4 
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Satz 1 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuer­
beamten in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Okto­
ber 1996 (BGBl. I S. 1581), von denen § 15 Abs. 2 und 
§ 18 Abs. 4 durch Verordnung vom 29. Juli 2002 (BGBl. I 
S. 2917, 2918, 2919) geändert worden sind, 

5.	 § 7 Abs. 4 Satz 2 der Laufbahnverordnung vom 25. Februar 
1997 (GVBl. II S. 58), 

6.	 § 3 Abs. 6 Satz 5 der Erholungsurlaubsverordnung vom 
10. Oktober 1994 (GVBl. II S. 908), der zuletzt durch die 
Verordnung vom 31. März 1999 (GVBl. II S. 256) geändert 
worden ist, 

7.	 § 6 Satz 5, § 8 Satz 2, § 16 Abs. 2 der Sonderurlaubsver­
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. No­
vember 2004 (BGBl. I S. 2836) in Verbindung mit § 154 
Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes, 

8.	 § 8 Abs. 1 der Verordnung über die Gewährung von Jubi­
läumszuwendungen an Beamte und Richter des Bundes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 1990 
(BGBl. I S. 487), der zuletzt durch Artikel 11 der Verord­
nung vom 8. August 2002 (BGBl. I S. 3177, 3183) geän­
dert worden ist, in Verbindung mit § 45 Abs. 4 des Landes­
beamtengesetzes, der zuletzt durch Artikel 1 Nr. 10 Buch­
stabe c des Gesetzes vom 22. März 2004 (GVBl. I S. 59, 61) 
geändert worden ist, 

9.	 § 9 Abs. 3 der Trennungsgeldverordnung in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. Juni 1999 (BGBl. I S. 1533) 
in Verbindung mit § 54 Abs. 1 des Landesbeamtengesetzes, 
der zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2005 
(GVBl. I S. 214) geändert worden ist, und 

10. § 126 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmengeset­
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 
1999 (BGBl. I S. 654), der zuletzt durch Artikel 2 des 
Besoldungsstrukturgesetzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. I 
S. 2138, 2140) geändert worden ist, 

verordnet der Minister der Finanzen: 

§ 1 
Ernennung, Entlassung und Versetzung in den Ruhestand 

(1) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung für die Beam­
ten, denen ein Amt des mittleren oder des gehobenen Dienstes 
verliehen wird, sowie für die entsprechenden Beamten ohne 
Amt und die Ausübung der Befugnis zur Entlassung und Ver­
setzung in den Ruhestand für die Beamten des mittleren und 
des gehobenen Dienstes wird auf 

1.	 die Finanzämter, 
2.	 das Technische Finanzamt Cottbus, 
3.	 die Zentrale Bezügestelle des Landes Brandenburg, 
4.	 das Landesamt zur Regelung offener Vermögensfragen Bran­

denburg, 
5.	 die Landeshauptkasse 

jeweils für ihren Geschäftsbereich übertragen. 

(2) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung für die Beam­
ten, denen ein Amt des mittleren, des gehobenen Dienstes oder 
des höheren Dienstes verliehen wird, sowie für die entspre­
chenden Beamten ohne Amt und die Ausübung der Befugnis 
der Entlassung und Versetzung in den Ruhestand wird auf den 
Brandenburgischen Landesbetrieb für Liegenschaften und Bau­
en für seinen Geschäftsbereich übertragen. Dies gilt nicht für 
die Beamten der Geschäftsführung. 

(3) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung für die Beam­
ten, denen ein Amt des mittleren oder des gehobenen Dienstes 
verliehen wird, sowie für die entsprechenden Beamten ohne 
Amt und die Ausübung der Befugnis der Entlassung und Ver­
setzung in den Ruhestand für die Beamten des mittleren und 
des gehobenen Dienstes wird auf die Fachhochschule für Fi­
nanzen des Landes Brandenburg für ihren Geschäftsbereich so­
wie für die Geschäftsbereiche der Landesfinanzschule und des 
Fortbildungszentrums der Finanzverwaltung übertragen. Die 
Ernennung von Beamten, die als hauptamtlich oder nebenamt­
lich Lehrende an der Fachhochschule für Finanzen des Landes 
Brandenburg oder der Landesfinanzschule tätig sind, durch die 
Fachhochschule für Finanzen des Landes Brandenburg bedarf 
der vorherigen Zustimmung des Ministeriums der Finanzen. 

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 übertragene Befugnis wird 
im Namen des Landes Brandenburg ausgeübt. 

§ 2 
Allgemeine Zuständigkeiten 

(1) Die in § 1 Abs. 1 und 3 genannten Behörden und Einrich­
tungen sind bei Beamten des mittleren und gehobenen Diens­
tes, die in § 1 Abs. 2 genannte Einrichtung bei Beamten des 
mittleren, gehobenen und höheren Dienstes – mit Ausnahme 
der Geschäftsführung – zuständig für: 

1.	 die Entscheidungen über die Versagung der Aussagegeneh­
migung gemäß § 27 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Landesbeam­
tengesetzes; die Versagung der Aussagegenehmigung be­
darf der vorherigen Zustimmung des Ministeriums der Fi­
nanzen, 

2.	 die Entscheidungen auf dem Gebiet des Nebentätigkeits­
rechts gemäß den §§ 30 bis 34 des Landesbeamtengesetzes, 

3.	 die Untersagung einer Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit 
nach Beendigung des Beamtenverhältnisses gemäß § 36 
Abs. 2 des Landesbeamtengesetzes, 

4.	 die Kürzung der Anwärterbezüge gemäß § 66 Abs. 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes, 

5.	 die Entscheidungen gemäß § 7 Abs. 4 Satz 2 der Laufbahn­
verordnung, 

6.	 die Anerkennung des Urlaubs gemäß § 3 Abs. 6 Satz 4 der 
Erholungsurlaubsverordnung und 

7.	 die Entscheidungen gemäß § 8 Abs. 1 der Verordnung über 
die Gewährung von Jubiläumszuwendungen an Beamte und 
Richter des Bundes. 
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(2) Die Zustimmungsbefugnis gemäß § 37 Satz 2 des Landes­
beamtengesetzes wird auf die nachgeordnete Behörde oder 
Einrichtung übertragen, in der der Beamte tätig ist oder zuletzt 
tätig war. 

(3) Die Befugnisse gemäß § 6 Satz 5 und § 16 Abs. 2 der 
Sonderurlaubsverordnung werden auf die in § 1 Abs. 1 bis 3 
genannten Behörden und Einrichtungen übertragen. 

§ 3 
Zuständigkeiten der Zentralen Bezügestelle 

des Landes Brandenburg 

Die Zentrale Bezügestelle des Landes Brandenburg ist zustän­
dig für: 

1.	 die Zustimmung zum vollständigen oder teilweisen Ver­
zicht einer Rückforderung gemäß § 12 Abs. 2 Satz 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes für die Beamten im Geschäfts­
bereich des Ministeriums der Finanzen, 

2.	 die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen des Lan­
des sowie von Entscheidungen über die Gewährung von 
Schadenersatz für Sachschäden gemäß § 46 des Landes­
beamtengesetzes für die Beamten des Geschäftsbereichs 
des Ministeriums der Finanzen, 

3.	 die Gewährung von Trennungsgeld nach § 9 Abs. 3 der 
Trennungsgeldverordnung für die Beamten der Finanz­
ämter, der Fachhochschule für Finanzen des Landes Bran­
denburg, der Landesfinanzschule Brandenburg, des Fort­
bildungszentrums der Finanzverwaltung, der Zentralen Be­
zügestelle, des Technischen Finanzamtes sowie des Minis­
teriums der Finanzen; im Übrigen sind die in § 1 Abs. 1 bis 3 
genannten Behörden zuständig, 

4.	 die Entscheidungen gemäß § 8 Satz 1 zweiter Halbsatz des 
Bundesreisekostengesetzes für die Beamten der Finanz­
ämter, der Fachhochschule für Finanzen des Landes Bran­
denburg, der Landesfinanzschule Brandenburg, des Fort­
bildungszentrums der Finanzverwaltung, der Zentralen Bezü­
gestelle, des Technischen Finanzamtes sowie des Ministeri­
ums der Finanzen; im Übrigen sind die in § 1 Abs. 1 bis 3 
genannten Behörden zuständig. 

§ 4 
Zuständigkeiten der Fachhochschule für Finanzen 

des Landes Brandenburg und der Landesfinanzschule 
Brandenburg 

Die Fachhochschule für Finanzen des Landes Brandenburg und 
die Landesfinanzschule Brandenburg sind jeweils für ihren Ge­
schäftsbereich zuständig für: 

1.	 die Bestellung der Dozenten des gehobenen Dienstes ge­
mäß § 4 Abs. 1 Satz 1 der Ausbildungs- und Prüfungsord­

nung der Steuerbeamten im Einvernehmen mit dem Minis­
terium der Finanzen, 

2.	 die Entscheidungen gemäß § 15 Abs. 2 Satz 3 und § 18 
Abs. 4 Satz 6 der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der 
Steuerbeamten, 

3.	 die Berufung der Mitglieder der Prüfungsausschüsse und 
Bestellung der Vorsitzenden gemäß § 34 Abs. 1 Satz 2 der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Steuerbeamten, 

4.	 das Ansetzen und die organisatorische Leitung der Prüfun­
gen gemäß § 35 Abs. 1 der Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung der Steuerbeamten, 

5.	 die Entscheidung über die Gestattung der Anwesenheit von 
Personen, die nicht dem Prüfungsausschuss angehören, in 
den mündlichen Prüfungen gemäß § 35 Abs. 2 der Ausbil­
dungs- und Prüfungsordnung der Steuerbeamten, 

6.	 die Entscheidungen gemäß § 35 Abs. 3 der Ausbildungs­
und Prüfungsordnung der Steuerbeamten, 

7.	 die Auswahl der Prüfungsaufgaben gemäß § 38 Abs. 2 der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Steuerbeamten 
und 

8.	 die Entscheidung über den Antrag des Prüflings auf Ein­
sichtnahme in seine Prüfungsarbeiten gemäß § 42 Abs. 3 
der Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Steuerbeamten. 

§ 5 
Befugnis zum Erlass von Widerspruchsbescheiden 

Für den Erlass von Widerspruchsbescheiden in beamtenrecht­
lichen Angelegenheiten der Beamten, Ruhestandsbeamten und 
früheren Beamten im Geschäftsbereich des Ministeriums der 
Finanzen sowie deren Hinterbliebenen sind die in § 1 Abs. 1 bis 3 
genannten Behörden und Einrichtungen zuständig, soweit diese 
die mit dem Widerspruch angegriffene Maßnahme getroffen oder 
unterlassen haben. Dies gilt auch für den Erlass von Wider­
spruchsbescheiden durch die Zentrale Bezügestelle des Landes 
Brandenburg, soweit sie für beihilfe-, besoldungs- und versor­
gungsrechtliche Maßnahmen zuständig ist. 

§ 6 
Vertretung bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis 

Die Vertretung des Landes vor den Gerichten der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit wird auf die Zentrale Bezügestelle des Landes 
Brandenburg sowie auf den Brandenburgischen Landesbetrieb 
für Liegenschaften und Bauen für seinen Geschäftsbereich 
übertragen, soweit diese selbst über den Widerspruch zu ent­
scheiden haben. Im Übrigen verbleibt die Vertretungsbefugnis 
beim Ministerium der Finanzen. Die Sätze 1 und 2 gelten ent­
sprechend für die Verfahren auf einstweiligen Rechtsschutz nach 
der Verwaltungsgerichtsordnung. 
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§ 7 
Übergangsvorschrift 

(1) Für bereits anhängige Widerspruchsverfahren in beamten­
rechtlichen Angelegenheiten finden die Vorschriften dieser Ver­
ordnung Anwendung. 

(2) Die Zuständigkeiten nach Absatz 1 gelten für die Vertretung 
des Landes vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
entsprechend. 

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieser Verordnung tritt die Beam­
tenzuständigkeitsverordnung MdF vom 6. November 2006 
(GVBl. II S. 473) außer Kraft. 

Potsdam, den 15. August 2008 

Der Minister der Finanzen 

Rainer Speer 

Zweite Verordnung zur Änderung 

der Zweiten Gerichtszuständigkeits-Verordnung 


Vom 15. August 2008 

Auf Grund des § 78a Abs. 2 Satz 2 des Gerichtsverfassungs­
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. Mai 1975 
(BGBl. I S. 1077), der durch § 78 Nr. 1 Buchstabe b Doppel­
buchstabe bb des Gesetzes vom 23. Dezember 1982 (BGBl. I 
S. 2071, 2086) geändert worden ist, in Verbindung mit § 1 Nr. 15 
der Justiz-Zuständigkeitsübertragungsverordnung vom 28. No­
vember 2006 (GVBl. II S. 479), der durch Artikel 1 Nr. 1 der 
Verordnung vom 2. Juli 2007 (GVBl. II S. 151) geändert wor­
den ist, verordnet die Ministerin der Justiz: 

Artikel 1 

§ 2 der Zweiten Gerichtszuständigkeits-Verordnung vom 8. Mai 
2007 (GVBl. II S. 113), die durch Verordnung vom 10. Juli 
2007 (GVBl. II S. 158) geändert worden ist, wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft. 

Potsdam, den 15. August 2008 

Die Ministerin der Justiz 

Beate Blechinger 
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